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Das Jahr 2007 wird in die Geschichte der intemationalen Klimapolitik 
eingehen. Zum ersten Mal haben sich Politik und Wissenschaft auf drei 
grundlegende Botschaften geeinigt: Erstens, der Mensch ist hauptsäch­
lich ftir den Klimawandel verantwortlich. Zweitens, wenn die globalen 
Emissionen ungebremst weiter wachsen, riskiert die Menschheit einen 
gefährlichen KlimawandeL Und drittens, ambitionierter Klimaschutz ist 
technisch möglich und bezahlbar. Keiner der bisher vom Intergovem­
mental Panel on Climate Change (IPCC) 1 veröffentlichten Sachstands­
berichte hat diesen Konsens so klar zum Ausdruck gebracht. Erst auf der 
Basis dieser grundlegenden Verständigung sind nun politische Kom­
promisse möglich. 

Während über die grundsätzlichen Aussagen Einigkeit erzielt wurde, 
dauert die klimapolitische Debatte bezüglich einer Reihe von Einzelfra­
gen weiter an. Breiter Konsens besteht hinsichtlich der ersten Botschaft 
des Weltklimarates, wonach der Anstieg der globalen Mitteltemperatur 
eindeutig stattfindet und mit großer Wahrscheinlichkeit auf die vom 
Menschen verursachten Treibhausgase zurückgeftihti werden kann. Die 
zweite Frage, welche Auswirkungen der Anstieg der globalen Mittel­
temperatur auf Natur und Gesellschaft hat, wurde vom Weltklimarat 
vorsichtiger beantwortet. Im Fokus der Diskussion stehen Risiken mit 
geringer Eintrittswahrscheinlichkeit, die aber die Funktionsweise des 
gesamten Erdsystems in einem Maße verändem könnten, das ohne histo­
risches Vorbild ist. Drittens schließlich stehen den Gefahren des Klima­
wandels die mit seiner Vermeidung verbundenen Risiken gegenüber. 
Vor allem Entwicklungs- und Schwellenländer beftirchten wüischaftlich 
negative Folgen deutlicher Emissionsreduktionen. 

Steht die Weltwirtschaft also vor einem tragischen Dilemma? Gilt es, 
zwischen gefährlichem Klimawandel auf der einen und gefährlichen 
Emissionminderungen auf der anderen Seite zu wählen? Vor dem Hin­
tergrund dieser Frage kommt der dritten Botschaft des Weltklimarates 
eine zentrale Bedeutung zu: Ist nämlich ambitionietier Klimaschutz 
technisch möglich und mit geringen Kosten verbunden, wird der Ziel­
konflikt entschärft. Allerdings ist diese Lösung an grundlegende institu­
tionelle Voraussetzungen gebunden, die bislang noch nicht gegeben sind 
und politisch erst noch geschaffen werden müssen. 

Es bedarf daher einer gemeinschaftlichen intemationalen Anstrengung, 
eines ,Global Contract', um die globale Erwärmung zu bekämpfen 
(Edenhofer u. a. 2008a). Dies implizieti nicht notwendigerweise die 
Ratifizierung eines umfassenden intemationalen Abkommens, sondem 
könnte sich auch auf eine Reihe von Politikfahrplänen beziehen, die 
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sowohl ,top-down' als auch ,bottom-up' in einer integrietien Architektur 
verschmelzen. 

Vor diesem Hintergrund befassen wir uns zunächst mit dem Risiko ge­
fährlichen Klimawandels (Abschnitt 1) sowie den Kosten und Risiken 
einer ambitionierten Klimapolitik (Abschnitt 2). In Abschnitt 3 skizzie­
ren wir dann die Eckpunkte einer intemationalen Klima- und Energiepo­
litik, die einerseits die Kosten des Klimaschutzes minimiert und anderer­
seits gefährlichen Klimawandel vermeidet. Wir greifen dabei die Meta­
pher eines Global Contracts auf, der die intemationale Zusammenarbeit 
koordinieren soll. 

1. Das Risiko gefährlichen Klimawandels 

Der Klimawandel hat bereits begonnen, und er ist zum größten Teil 
durch den Menschen verursacht. V ergliehen mit dem vorindustriellen 
Niveau ist die globale Mitteltemperatur bereits um 0.7 °C gestiegen. 
Und auf Grund der bereits getätigten Emissionen und der großen Zeit­
verzögenmg, mit der das Klimasystem auf Emissionen reagieti, ist ein 
weiterer Anstieg der globalen Mitteltemperatur unausweichlich: Selbst 
bei einer Stabilisierung der globalen Treibhausgaskonzentrationen auf 
dem gegenwärtigen Niveau würde die globale Mitteltemperatur um zu­
sätzliche 0.5 °C ansteigen. In Abhängigkeit von den globalen Emissio­
nen im 21. Jahrhundert rechnet der IPCC mit einer weiteren Erwännung 
von 1.7-7.0 °C (IPCC 2007a). 

Dies ist weitgehend unstrittig. Aber warum sollten wir uns über den An­
stieg der globalen Mitteltemperatur Sorgen machen? Aus der Liste mög­
licher Folgen des Klimawandels ragt eine Kategorie von Risiken heraus: 
die sogenannten Kippschalter im Erdsystem, die in der Sprache des 
Weltklimarates als "großskalige Diskontinuitäten" des Erdsystems be­
zeichnet werden. Eine ungebremste globale Erwärmung könnte Kompo­
nenten des Erdsystems ("Tipping Points") jenseits kritischer Schwellen­
wetie aktivieren, so dass sie irreversibel in einen anderen qualitativen 
Zustand übergehen. So könnte es zu einem Kollaps der tropischen Re­
genwälder kommen, die am Ende keine Senke, sondem eine Quelle flir 
C02-Emissionen darstellen würden. Für die Bildung des arktischen 
Meereises sind die Sommenninima bereits auf alarmierende Tiefstände 
gefallen. Auch die Möglichkeit eines Abschmelzens des Gränlandeis­
schildes scheint unterschätzt worden zu sein. Die im Grönlandeisschild 
gespeichetien Wassermassen entsprechen einer globalen Erhöhung des 
Meeresspiegels um sieben Meter. Die Veränderung des indischen Som-
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mennonsuns könnte auf die indische und chinesische Landwitischaft 
einen erheblichen Druck zur Anpassung erzeugen, der zu wüischaftli­
chen und sozialen Verwerfungen fuhren kann. Der gegenwätiige Stand 
der Forschung legt jedoch nahe, dass diese Kippschalter bei einer Be­
schränkung der globalen Erwärmung auf 2 °C - dem Klimaschutzziel 
der Europäischen Union - nicht aktiviert würden. Aber selbst wenn die­
ses ehrgeizige Ziel erreicht würde, ließe sich der Verlust des arktischen 
Meereises vennutlich nicht stoppen. 

Über die Kippschalter hinaus wird der Klimawandel Änderungen in den 
regionalen klimatischen Bedingungen verursachen, die eine Reihe prob­
lematischer Konsequenzen nach sich ziehen: Überflutungen von Küs­
tengebieten und Flussdeltas werden sich häufen, Dünen und die Aus­
dehnung von Wüsten werden verstärkt, die Anzahl von Extremwetterer­
eignissen wird zunehmen, und wegen Gletscherschmelzen und veränder­
ter Niederschlagsmuster kommt es zu Wasserknappheiten. In den ver­
gangeneu Dekaden wurde bereits ein Anstieg der Häufigkeit solcher 
Extremereignisse beobachtet (IPCC 2007a). Zudem fuhrt der Anstieg 
der atmosphärischen C02-Konzentration zu einer Versauerung der Oze­
ane, die dadurch immer weniger C02 aus der Atmosphäre binden könn­
ten. Eine weitere Versauerung der Ozeane hätte auch negative Folgen 
fur die Ökosysteme der Weltmeere (WGBU 2006). 

Die Kosten des Klimawandels sind global keineswegs "fair" verteilt. 
Weder werden jene vom Klimawandel verschont, die sich besonders 
schlecht an seine Folgen anpassen können (IPCC 2007a), noch werden 
diejenigen besonders hart von den Klimaschäden getroffen, die beson­
ders viele Treibhausgase emittieren. Die verwundbarsten Regionen lie­
gen in Afrika. Abnehmende Niederschläge in den bereits heute regenar­
men Regionen sind vor allem fur jene Länder problematisch, deren Ag­
rarsektor einen hohen Anteil an der volkswüischaftlichen Wetischöp­
fung hat. Kleinere Inseln sind vor allem durch den Anstieg des Meeres­
spiegels bedroht. Dass ärmere Gegenden schlechter mit den Folgen des 
Klimawandels umgehen können, wird dadurch verdeutlicht, dass mehr 
als 98 % aller Opfer von Überflutungen, Dürren und Stürmen in den 
letzten vierzig Jahren in Entwicklungsländem lebten (EM-DAT 2008). 
Klimarisiken könnten die Lebensgrundlagen zahlreicher Menschen zer­
stören und Migrationsströme verursachen, die nationale und intematio­
nale Konflikte auslösen oder verstärken (WBGU 2008). Der Klimawan­
del ist daher ein großes Hindemis bei der Überwindung der Armut und 
des Erreichens der Millenniumsziele der Vereinten Nationen (Stern 
2007). 
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Die Industriestaaten, die in der Vergangenheit die meisten Treibhausga­
se ausgestoßen haben, werden von den Schäden des Klimawandels un­
gleich weniger betroffen sein als etwa Afrika. Es gibt geostrategisch 
jedoch zwei wichtige Ausnahmen: China und Indien werden künftig zu 
den Hauptemittenten gehören, sind aber auch von den Folgen des Kli­
mawandels erheblich betroffen. Schmelzen etwa die Gletscher im Hima­
laya ab, wird die Wasserversorgung in großen Regionen beider Länder 
problematisch werden - es wird eine Zunahme sowohl von Trockenperi­
oden als auch von Überflutungen erwartet. Änderungen in der Monsun­
dynamik können schwerwiegende Auswirkungen haben. Diese Ausnah­
mestellung der beiden Regionen könnte die Lösung des Klimaproblems 
mittelfristig möglicherweise sogar erleichtern. 

2. Kosten und Risiken der Vermeidung 

Wäre die Weltgemeinschaft nur mit dem Risiko gefahrliehen Klima­
wandels konfrontiert, wäre die Lösung des Klimaproblems vermutlich 
relativ einfach. Kompliziert wird die Lösung des Problems erst dadurch, 
dass immer wieder vetmutet wird, eine drastische Reduzierung der 
Emissionen könnte ein Risiko für die Weltwirtschaft darstellen. Bevor 
wir uns den Kosten der Vermeidung in Abschnitt 2.2 zuwenden, disku­
tieren wir im folgenden Abschnitt den Kontext der globalen Reduzie­
nmg von Treibhausgasemissionen. 

2.1 Historischer Kontext und gegenwärtige Entwicklungen 

In der Wirtschaftsgeschichte ist die Schaffung von Wohlstand bislang 
eng mit der Akkumulation von Kohlenstoffemissionen einhergegangen. 
Die Verbrennung fossiler Brennstoffe war ein so zentraler Bestandteil 
des vor ca. 200 Jahren entwickelten europäischen Wirtschaftswachs­
tumsmodells, dass der Soziologe und Ökonom Max Weber davon 
sprach, dass der Kapitalismus erst dann zu Ende gehen werde, "wenn die 
letzte Tonne Kohle verhüttet" sei (Sombart 1928). 

Der Soziologe Werner Sombart verglich die Nutzung des fossilen Ener­
gievotTates in Gestalt von Kohle, Öl und Gas mit einem Lotteriegewinn: 
Die Menschheit der nördlichen Hemisphäre fristete bis weit in das 18. 
Jahrhundert hinein ein kümmerliches Dasein. Sie war abhängig von ei­
nem Strom an Sonnenenergie, der die Biosphäre durchfloss und die Pho­
tosynthese ermöglichte: Nahrung, Futter, Wärme und mechanische 
Energie entsprangen entweder der direkten Nutzung von Sonnenenergie, 
Wasser oder Wind, oder aber der Vetwendung von Biomasse. Diese 
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Abhängigkeit von Sonnenenergie, die sich nicht in großem Umfang 
speichern ließ, verhinderte den Aufbau von großen Kapitalstöcken und 
damit ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum. Bevölkemngswachstum, 
Kriege und Seuchen warfen die Wirtschaft immer wieder auf ihr Sub­
sistenzniveau zurück. Erst mit der Entdeckung der Verwendbarkeit der 
Kohle in der Dampfmaschine konnte die Menschheit auf einen Vorrat 
gespeicherter Sonnenenergie zurückgreifen, der ihr wie über Nacht ein 
V ennögen zuspielte. Die Nutzung dieser Energievorräte ennöglichte 
erstmals den Aufbau von physischem Kapital, was zu einem in der 
Menschheitsgeschichte einzigartigen Wohlstandswachstum führte. Aber 
mit dem Abbau ihrer Kohle-, Öl- und Gasvorräte hat die Menschheit 
gleichzeitig eine Kohlenstoffschuld in der Atmosphäre angehäuft. In den 
1990er-Jahren begannen die Klimaökonomen der Menschheit vorzu­
rechnen, dass die Kohlenstoffschuld höher sein könnte als der Lotterie­
gewinn. Was einst als historischer Gewinn betrachtet wurde, wird nun 
zur Belastung. Die Klimaökonomen wurden daher von vielen als Spiel­
verderber betrachtet. 

Wenn aber die Menschheit die Vorräte an Kohle, Öl und Gas nicht wei­
ter nutzen kann wird sie dann wieder auf ihr Subsistenzniveau zurück­
geworfen? Mehr als einmal wurde der Weltklimarat verdächtigt, er rüttle 
an den Gmndpfeilern der Moderne. In das historische Gedächtnis der 
Menschheit hat sich ein einfacher Zusammenhang eingebrannt: Alle 
Länder, die im Zuge der Industrialisiemng reich wurden und die Annut 
überwinden konnten, nutzten Kohle, Öl und Gas: ohne fossile Energie­
träger kein Wohlstand! 

Aus den gefährlichen Folgen steigender Kohlenstoffkonzentrationen in 
der Atmosphäre ergibt sich die historische Herausfordenmg, den engen 
Zusammenhang von Wiltschaftswachstum und Kohlenstoffemissionen 
zu entkoppeln. Es gilt, das tragische Dilemma zwischen Wirtschafts­
wachshnn zu Lasten des Klimas auf der einen Seite und Klimaschutz zu 
Lasten der Wirtschaft auf der anderen Seite zu überwinden. Dies kann 
jedoch nicht primär durch einen Verzicht auf Wütschaftswachstum er­
reicht werden. Es wäre kaum akzeptabel, von den Entwicklungsländern 
einen Verzicht auf Wachstum zu fordern, das sie zur Überwindung der 
Atmut dringend benötigen. Dies gilt insbesondere deshalb, weil sie die 
Atmosphäre in der Vergangenheit - anders als die Industriestaaten 
kaum belastet haben. 

Die Unterschiede in der historischen Verantwortung für die atmosphäri­
sche Treibhausgaskonzentration werden durch einige Zahlen verdeut­
licht: So betrugen die durchschnittlichen C02-Emissionen pro Kopf und 
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Jahr im Zeitraum 1950- 2003 in den USA 5.2 Tonnen, 2.7 Tonnen in 
Russland, 0.4 Tonnen in China und weniger als 0.2 Tonnen in Indien. 
Wie bereits erwähnt, sind Entwicklungsländer jedoch überpropo1iional 
von den negativen Folgen dieser Emissionen betroffen. 

Bis auf wenige Ausnahmen sind die vom Menschen verursachten Treib­
hausgasemissionen seit dem 18. Jahrhunde1i stetig gestiegen, und dieser 
Trend hat sich in den vergangeneu Jahren sogar noch beschleunigt. 
Während die C02-Emissionen aus fossilen Brennstoffen in den 1990er­
Jahren um jährlich 1 % stiegen, beschleunigte sich ihre Wachstumsrate 
auf fast 3 % zwischen 2000 und 2005. Falls sich dieser Trend fortsetzt, 
werden zukünftige Emissionen selbst die höchsten Prognosen, die vom 
IPCC für Emissionsszenarien bei der Simulation des zukünftigen Kli­
mawandels angenommen wurden, übertreffen. Die Problematik wird 
dadurch verschärft, dass die Ozeane immer weniger Kohlendioxid aus 
der Atmosphäre aufnehmen und damit ein immer größerer Anteil von 
emittie1ien Emissionen in der Atmosphäre verbleibt. Wenn die Emissio­
nen bei einer gleichzeitig veningerten Effizienz der Senken weiter 
wachsen, führt dies zu einer rapide ansteigenden atmosphärischen C02-
Konzentration. 

In der Tat hat sich das Wachstum der globalen C02-Emissionen seit 
dem Jahr 2000 deutlich beschleunigt. Diese Veränderung wird haupt­
sächlich durch das starke Wachstum der W elt~irtschaft angetrieben. Vor 
allem China und Indien erleben eine energie- und kohlenstoffintensive 
Wachstumsphase, die zu einem rasanten Anstieg ihrer C02-Emissionen 
führt. Gleichzeitig haben die Industrienationen Probleme, ihre Kyoto­
Reduktionsziele einzuhalten (wie etwa Kanada), oder verweigem sich 
im Fall der USA ganz. Die Pro-Kopf-Emissionen der Industrieländer 
sind immer noch wesentlich höher als in den Entwicklungsländem, ein­
schließlich China und Indien. 

Die Schwierigkeit globaler Emissionsreduktionen wird zusätzlich durch 
die gegenwärtigen Entwicklungen auf den Weltenergiemärkten unter­
strichen: Das Angebot an Öl hält kaum mit der Nachfrage Schritt und 
führt zu hohen Preisen. Die Auswirkung hoher Ölpreise (und die daran 
gekoppelten Gaspreise) auf die C02-Emissionen ist zwiespältig. Einer­
seits geben hohe Preise einen Anreiz zum Energiesparen und zur Ver­
besserung der Energieeffizienz und machen Investitionen in emeuerbare 
Energie attraktiver. China etwa hat sich zum Ziel gesetzt, die Energieef­
fizienz zwischen 2005 bis 2010 um 20 % zu verbessem. Andererseits 
jedoch führen hohe Ölpreise dazu, dass Öl und Gas durch kohlenstoffin­
tensivere Altemativen ersetzt werden. Die Preise von Kohle steigen 
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langsamer als die von Öl und Gas, da die Kohlereserven weitaus größer 
sind als die von Öl und Gas. Dies zieht zwei Folgen nach sich: Erstens 
führen die hohen Öl- und Gaspreise zu einer verstärkten Nutzung der 
Kohle, z. B. in der Stromproduktion und bei der Herstellung von Trans­
porttreibstoffen (Kohleverflüssigungstechniken). Der Trend der letzten 
Jahre bestätigt, dass wir uns mitten in einer "Renaissance der Kohle" 
befinden: In China, den USA und Indien steigt die Kohlenstoffintensität 
seit 2001 wieder an. Der V erbrauch von Kohle hat sich zwischen 2001 
und 2005 weltweit um fast 30 % erhöht, und sein Anteil an der globalen 
Primärenergieversorgung stieg von 22,7% auf 25,3% (IEA 2007). 
Zweitens lösen hohe Ölpreise eine Suche nach neuen Vonäten und neu­
en Fördertechnologien aus. Die gegenwärtigen Preisanstiege führen da­
zu, dass schwerer zugängliche Ölfelder erschlossen und verbesserte Öl­
liickgewinnungstechnologien eingesetzt werden. Des Weiteren wird bei 
den gegenwärtigen Preisen die hochemissionsintensive Ölförderung aus 
Ölschiefer und Ölsand ebenso konkunenzfähig wie die Kohleverflüssi­
gung. 

2.2 Wege der Klimastabilisierung 

Angesichts der jüngsten Emissionsentwicklungen und der Risiken des 
Klimawandels stellt sich die Frage, ob es möglich ist, die atmosphäri­
sche Treibhausgaskonzentration zu geringen Kosten zu stabilisieren und 
den scheinbar historisch beg1iindeten Zielkonflikt zwischen Klima und 
Wirtschaft zu überwinden. In den vergangeneu Jahren haben verschie­
dene Makroökonomie-Energie-Modelle gezeigt, dass die Venneidungs­
kosten gering ausfallen, wenn der technische Fortschritt angemessen 
berücksichtigt wird. Ein am Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung 
durchgefiih1ier Modellvergleich kam zu dem Ergebnis, dass die in Mo­
dellen berechneten Klimaschutzkosten 2% des globalen BIP bis 2100 
nicht übersteigen (Edenhofer u. a. 2006). Diese Ergebnisse waren so­
wohl für den Stem Rep01i (Stem 2007) als auch für den Vierten 
Sachstandsbericht des IPCC (IPCC 2007c) von zentraler Bedeutung. Sie 
zeigen, dass der Zielkonflikt zwischen Wirtschaftswachstum und Klima­
schutz in der Tat ausgeräumt werden kann. Für dieses Resultat gibt es 
zwei entscheidende Faktoren: Technologien und Institutionen. Bevor wir 
im nächsten Abschnitt die Institutionen diskutieren, wenden wir uns 
zunächst den technologischen Optionen zu, die ein kohlenstoffarmes 
Wirtschaftswachstum ermöglichen können. 

Es können vier wesentliche Venneidungsoptionen unterschieden wer­
den, die jeweils ihre eigenen Herausforderungen mit sich bringen: 
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( 1) Energieeffizienz und Brennstoffwechsel: Effizienzverbessemngen 
und der Einsatz von Brennstoffen mit geringerem Kohlenstoffgehalt, 
z. B. ein Wechsel von Kohle zu Gas, spielen vor allem in der nahen Zu­
kunft eine wichtige Rolle. Der Wechsel von Kohle zu Gas hat jedoch 
seine Grenzen: Während die USA, China und Indien nur über begrenzte 
Gasvorkommen verfUgen, ist Kohle dort relativ billig und reichlich vor­
handen. Der Steigerung ihres Gasanteils an der Primärenergieversorgung 
sind daher Grenzen gesetzt. Im Bereich der Wärmedämmung bei Ge­
bäuden zeigen sich jedoch große Potentiale der Emissionsverminderung, 
sogar zu negativen Kosten (etwa IPCC 2007c). 

(2) Kohlenstoffabscheidung und -lagerung ("Carbon Capture and Stora­
ge" - CCS): Die Nutzung von Gas, Kohle und Biomasse in Kombination 
mit CCS - der Abscheidung und Speicherung des bei der Verbrennung 
entstehenden C02 in geologischen Formationen- ist eine weitere Ver­
meidungsoption. Für die USA, China, Indien und Russland könnte diese 
Option von großer Bedeutung sein, da sie ihre großen und vergleichs­
weise billigen Kohlevorkommen emissionsarm nutzen können. Die 
Vetwendung von Biomasse in der Verstromung oder in der Herstellung 
von Treibstoffen in Verbindung mit CCS birgt sogar die Möglichkeit, 
negative C02-Emissionen zu erzeugen: Die Verbrennung von Biomasse 
ist bereits kohlenstoffneutral, da das Kohlendioxid von den Pflanzen in 
deren Wachstumsphase aus der Atmosphäre entnommen und absorbiert 
wurde; durch Einlagerung in den Untergnmd werden dann negative 
Emissionen erzeugt. CCS-Technologien werden jedoch ftir eine 
großskalige lmplementiemng nicht vor 2020 verftigbar sein. Es gilt zu­
dem eine Reihe von offenen Fragen zu klären, vor allem ob C02 sicher 
in geologischen Formationen gelagert werden kann und zu welchen Kos­
ten. 

(3) Emeuerbare Energien: Im Wettbewerb mit den fossilen sind viele 
erneuerbare Energietechnologien gegenwärtig noch nicht wettbewerbs­
fähig. Dies liegt vor allem daran, dass die Emissionen von Treibhausga­
sen derzeit nur in Buropa und dies erst seit kurzem und nicht in allen 
Sektoren einen Preis haben. Auf Grund von Lerneffekten besteht bei 
erneuerbaren Energietechnologien jedoch ein bedeutendes Kostenreduk­
tionspotentiaL Erneuerbare Energien werden in der Zukunft in großem 
Maß wettbewerbsfähig sein und wesentlich dazu beitragen, speziell in 
der zweiten Hälfte des 21. Jahrhunderts die Emissionen zu reduzieren. 
Wichtige (Forschungs-)Herausforderungen sind die technischen Mög­
lichkeiten und Kosten der Einspeisung erneuerbarer Energien in moder­
ne Netzinfrastrukturen, sowie das Management von Schwankungen etwa 
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des Stromangebots aus Erneuerbaren. Die Nutzung von Biomasse für die 
Energieproduktion ist zudem angesichts der Land- und W assernutzungs­
konkurrenz mit der Lebensmittelproduktion besonders umstritten. 

(4) Kernenergie: Die Kernenergie weist geringe spezifische C02-
Emissionen auf, selbst wenn der Energiebedarf für das Fördern und die 
Weiterverarbeitung von Uran berücksichtigt wird. Die Rolle der Kern­
energie ist jedoch auf Grund der begrenzten Uranressourcen einge­
schränkt, falls nicht in großem Stil in geschlossene Brennstoffkreisläufe 
investiert wird, wie etwa den Schnellen Brüter. Da der Schnelle Brüter 
jedoch mit Plutonium betrieben wird, ist er mit einer Reihe weiterer Ri­
siken behaftet. Darüber hinaus bestehen große Bedenken bezüglich der 
langfristigen Sicherheit in der geologischen Lagerung der nuklearen 
Abfalle, sowie der Proliferation nuklearen Materials für militärische 
oder terroristische Zwecke. 

Die Grundbotschaft dieser Untersuchungen lautet: Es gibt nicht die eine 
"Wundertechnik", sondern nur einen Mix von Vermeidungsoptionen. 
Allerdings sind nicht alle Optionen gleichermaßen wichtig. So kann man 
in Modellsimulationen die relative Bedeutung verschiedener Technola­
gien untersuchen. Dabei geht man davon aus, dass eine Option wie z. B. 
CCS nicht zur Verfügung steht oder ein weiterer Ausbau z. B. der Kern­
energie nicht erwünscht ist. Man stellt sich also die Frage, was es kosten 
würde, auf eine Technik zu verzichten und dabei das gleiche Vermei­
dungsziel zu erreichen. Dieses Experiment zeigt den "Optionswert" ei­
ner Vermeidungstechnologie an: Steigen die Kosten beim Verzicht auf 
die Option stark an, ist sie relativ we1ivoll, weil dann vergleichsweise 
teure Alternativtechnologien genutzt werden müssen. Unsere For­
schungsergebnisse deuten darauf hin, dass eine Fixienmg der Kernener­
gie auf ihr "business-as-usual" Niveau die Vermeidungskosten nur ge­
ringfügig steigert. Der Optionswert für den Ausbau der Kernenergie ist 
also gering - sie kann zu geringen Kosten von anderen Optionen ersetzt 
werden. Sonnenenergie und CCS hingegen haben höhere Optionswe1ie 
sie sind schwieriger zu ersetzen. Abhängig von den Annahmen über die 
zukünftigen Preise fossiler Energieträger könnte der V erzieht auf CCS 
sogar fast zu einer Verdoppelung der Vermeidungskosten führen. 

Jede Vermeidungstechnologie hat ihre Chancen, Kosten und Risiken. 
Eine integrie1ie Bewe1iung ist daher eine wichtige Grundlage für Ent­
scheidungen über die Ausgestaltung des zukünftigen Energiemixes. Vor 
diesem Hintergrund ist die Entwicklung eines breiten P01ifolios von 
Technologien von zentraler Bedeutung, um sich gegen Risiken und Un­
sicherheiten abzusichern, die erst nach und nach durch gesellschaftliches 
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und technologisches Lemen verringe1i oder ausgeschaltet werden kön­
nen. Entscheidend ist, dass die Wissenschaft der Öffentlichkeit nicht 
einfach ein einziges Szenario als vermeintlich "richtiges" für den Klima­
schutz dekretiert: Sie muss vielmehr deutlich machen, dass es mehr als 
einen Weg zur kohlenstoffannen Weltwirtschaft gibt. Nicht die Wissen­
schaft entscheidet, welcher Weg gegangen werden soll, sondem eine 
demokratisch legitimie1ie Politik. Es ist lediglich die Aufgabe der Wis­
senschaft, zu prüfen, welche Wege gangbar sind, was sie kosten und mit 
welchen Risiken sie verbunden sind. 

Oft genug jedoch erwarten Entscheidungsträger in Politik und Wirt­
schaft von der Wissenschaft nicht Aufklärung über gangbare Wege, 
soudem eine "richtige" Lösung, die im Namen von Sachzwängen durch­
gesetzt werden muss und die keine Spielräume für Altemativen lässt. 
Die Nachfrage nach Sachzwängen ist groß Politiker und Wirtschafs­
führer können Entscheidungen leichter durchsetzen, wenn sie darauf 
hinweisen können, dass sie unter ihrem Diktat stehen. Die Wissenschaft 
wird sich dieser Forderung jedoch verweigem müssen, wenn demokrati­
sche Gesellschaften nicht in einem stahlharten Gehäuse der Hörigkeit 
enden wollen, in dem nicht mehr um Altemativen gerungen wird, son­
dern nur noch vermeintliche Sachzwänge exekutie1i werden (vgl. auch 
Weber 1918). 

3. Eckpunkte eines Global Contracts 

Die technischen Probleme des Umbaus der Weltwilischaft sind wahr­
scheinlich handhabbar. Die obigen Kostenabschätzungen sind jedoch 
unter der Voraussetzung berechnet, dass ein globaler Preis für Treib­
hausgase eingeführt wird. Wir stellen hier nicht die Frage, wie wahr­
scheinlich es ist, dass es zu einem internationalen Abkommen kommt, in 
dem dies vereinba1i wird. Stattdessen skizzieren wir, welche institutio­
nellen Elemente eine globale Klimaschutzarchitektur enthalten und wel­
chen Prinzipien sie folgen sollte. Grundsätzlich muss eine internationale 
Klimaschutzarchitektur dreierlei leisten: Erstens gilt es, gefährlichen 
Klimawandel zu vermeiden. Zweitens müssen die ökonomischen Risi­
ken und Kosten minimiert werden. Und drittens sollte die Vereinbarung 
"fair" sein. Daher müssen Fragen der historischen V erantwmiung und 
globaler Ungleichheiten bei der Lösung des Problems berücksichtigt 
werden. Jedes globale Klimaabkommen muss also drei Grundprinzipien 
genügen: 
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(1) Ökologische Wirksamkeit: Die globale Erwärmung sollte auf ein 
gesellschaftlich akzeptables und kontrollierbares Niveau begrenzt wer­
den. Mit der Festlegung auf ein Temperatur- oder Konzentrationsziel 
wird zugleich die Arbeitsteilung zwischen Anpassung und Vermeidung 
bestimmt. Daher muss gewährleistet sein, dass dieses Ziel den Grenzen 
der Anpassung gerecht wird. Aber auch allzu ehrgeizige Vermeidungs­
ziele können unbeabsichtigte Nebenwirkungen zeitigen, wenn man etwa 
an die extensive Nutzung der Biomasse denkt. Eine Begrenzung des 
Anstiegs der globalen Mitteltemperatur auf 2 °C stellt ein vernünftiges 
Ziel dar: Es verhindert gefahrliehen Klimawandel zu moderaten Kosten 
und ermöglicht, dass sich vor allem die Entwicklungsländer noch an den 
auch damit verbundenen Klimawandel anpassen körinen. 

(2) Kosteneffizienz: Das angestrebte Temperaturziel sollte mit gerings­
ten volkswirtschaftlichen Kosten erreicht werden, um den Zielkonflikt 
zwischen Wirtschaftswachstum und Klimaschutz weitgehend zu ent­
schärfen. Studien mit integrierten Makroökonomie-Energie-Modellen 
zeigen, dass eine Stabilisierung des Klimas bei 2 °C zu relativ geringen 
Kosten von weniger als 2 % des BIP möglich ist (Edenhofer u. a. 2006; 
Stem 2007; IPCC 2007c). Dies erfordert eine kluge Wahl von Politikin­
strumenten auf nationaler und internationaler Ebene. Zentrale Voraus­
setzung der Kosteneffizienz ist die Etablierung eines globalen Preises flir 
Treibhausgasemissionen in allen Sektoren und Ländern. 

(3) Ve1ieilungsgerechtigkeit und Fairness: Industrienationen sind ftir 
einen Großteil der historischen C02-Emissionen verantwortlich. Viele 
Entwicklungsländer mit geringen Einkommen, die am wenigsten zu die- . 
sem Problem beigetragen haben, werden dagegen am meisten vom Kli­
mawandel betroffen sein. Die zentrale Herausforderung einer internatio­
nalen Klimapolitik besteht darin, sich diesem Dilemma zu stellen und 
eine gerechte Ve1ieilung der Reduktionskosten von Treibhausgasemissi­
onen sowie die Anpassung an den Klimawandel zu gewährleisten. 

Vor diesem Hintergrund schlagen wir vor, dass eine internationale Kli­
maschutzarchitektur vier zentrale institutionelle Säulen enthalten sollte. 
Diese sind erstens ein globaler Kohlenstoffmarkt, der etwa durch die 
sukzessive Verknüpfung des europäischen Emissionhandelssystems mit 
den Systemen anderer Regionen entstehen könnte. Zweitens wird Ko­
operation bei der Entwicklung und Verbreitung treibhausgasarmer 
Technologien erforderlich sein. Drittens ist ein Mechanismus zur Ver­
ringerung der Emissionen durch Abholzung von Tropenwäldern erfor­
derlich. Viertens schließlich bedürfen Maßnahmen zur Anpassung an 
den Klimawandel internationaler Kooperation. 

13 



4. Neue Balance zwischen Freiheit und Gerechtigkeit 

Es ist in der Tat ein Durchbrnch, dass sich Wissenschaft und Politik im 
Jahr 2007 auf eine gemeinsame Wahrnehmung des Klimaproblems ver­
ständigt haben: Der Mensch ist hauptsächlich ftir den Klimawandel ver­
antwortlich; wir riskieren einen gefährlichen Klimawandel; und ambiti­
onielter Klimaschutz ist bezahlbar. Aber gerade die letzte Behauptung 
gilt nur unter der Voraussetzung, dass sich die Menschheit auf einen 
Global Contract einigt. 

Die politischen Herausfordernngen ftir den Global Contract sind groß, 
die Wahrscheinlichkeit, dass er gelingt, nur gering. Aber was würde 
geschehen, wenn er scheitelt? Wir würden unseren Planeten in einer 
Weise verändern, die ohne historisches Vorbild ist. Die Hoffnung, die 
Menschheit könne sich auch bei einem Anstieg der globalen Mitteltem­
peratur um mehr als 5 oc noch zu moralisch akzeptablen Kosten an den 
Klimawandel anpassen, ist durch keinerlei historische Erfahrnngen ge­
deckt. 

Dagegen haben die industrialisierten Länder sehr wohl bereits Erfaluun­
gen mit dem erfolgreichen Umbau von Industriegesellschaften gemacht. 
Die Politik kann darauf vertrauen, dass Marktwirtschaften auch mit vo­
rübergehend steigenden Preisen für C02 fertig werden, denn die Über­
windung von Knappheiten war immer schon die große Stärke freier 
Märkte. Ohnehin wäre der Umbau des Energiesystems am Ende dieses 
Jahrhunde1ts unvermeidbar, wenn die fossilen Energieträger knapp und 
unbezahlbar werden. Nun muss der Umbau der Weltwütschaft wegen 
des Klimawandels fiiiher angepackt und schneller durchgeführt werden. 
Mit innovativen Marktwütschaften hat die Menschheit bislang gute Er­
fahrnngen gemacht; mit gefährlichem Klimawandel würde sie aller Vor-
aussicht nach schlechte machen. · 

Es ist nicht zu bestreiten, dass die Begrenzung der Treibhausgasemissio­
nen einen Einschnitt in die Weltwirtschaft darstellen würde. Die Lösung 
des Klimaproblems verlangt eine Neubestimmung von Markt und Staat, 
von Unilateralismus und Multilateralismus. Es geht am Ende um eine 
neue Balance von Freiheit und Gerechtigkeit. Aber auch darin können 
freie Gesellschaften auf historische Erfahrnngen zurückgreifen. In ihren 
großen Bewährungsproben mussten sie immer wieder um eine neue Ba­
lance von Freiheit und Gerechtigkeit ringen. Wie immer diese neue Ba­
lance in einem Global Contract genau bestimmt werden wird, das Kli­
maproblem zeigt uns erneut, dass es Freiheit ohne Gerechtigkeit nicht 
geben kann. 
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Anmerkungen 

Der IPPC wird im Deutsehen als Weltklimarat bezeichnet. Er wurde im Jahre 
1988 von den Vereinten Nationen als zwischenstaatliche Kommission für Kli­
maveränderungen gegründet und bündelt die auf diesem Gebiet erzielten For­
sehungsergebnisse. 
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